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IASB veröffentlicht Änderungen  
an IFRS 17 Versicherungsverträge 

Der International Accounting Standards Board (IASB) hat am 25. Juni 2020 die 
endgültigen Änderungen an IFRS 17 Versicherungsverträge (Amendments to 
IFRS 17) veröffentlicht, mit denen unter Berücksichtigung von Kosten-Nutzen-
Aspekten Bedenken und Umsetzungsproblemen Rechnung getragen werden soll. 
Dabei werden der Erstanwendungszeitpunkt von IFRS 17 und das zeitliche Auslaufen 
des sog. Aufschubansatzes für die Erstanwendung von IFRS 9 auf den 1. Januar 2023 
verschoben, um ausreichend Zeit für die Umsetzung der Änderungen zu schaffen.  

Die wesentlichen inhaltlichen Änderungen betreffen die Bereiche 

 Anwendungsbereich von IFRS 17 für bestimmte Finanzprodukte, 

 Bilanzierung von Akquisitionszahlungen für erwartete Folgeverträge, 

 Verteilung der vertraglichen Servicemarge bei Kapitalanlagekomponenten, 

 Gewinnvereinnahmung bei gehaltenen Rückversicherungsverträgen, 

 Bilanzausweis anhand von Portfolios statt Gruppen, 

 Anwendungsmöglichkeiten der Risikominderungsoption, 

 Anwendung von IFRS 17 in Zwischenabschlüssen und 

 Übergangsvorschriften.  
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Hintergrund 
Seit der Veröffentlichung des IFRS 17 Versicherungsverträge im Mai 2017 erfolgte 
ein durch den IASB initiiertes umfassendes Programm zur Einbeziehung der 
Interessengruppen und zur Unterstützung der Implementierung des neuen 
Standards, wozu auch vier Sitzungen der IFRS 17 Transition Resource Group (TRG) 
gehörten. Im Rahmen dieses Prozesses wurden verschiedene Bedenken und 
Umsetzungsprobleme identifiziert. Auch eine angemessene Kosten-Nutzen-
Abwägung durch die Anwendung von IFRS 17 wurde betrachtet. Infolgedessen führte 
der IASB einen Evaluierungsprozess durch, um die Notwendigkeit von möglichen 
Standardänderungen festzustellen. Dabei spielten insbesondere die möglichen 
Auswirkungen auf die bereits laufende Implementierung des neuen Standards 
ebenso eine Rolle wie der mögliche Verlust von entscheidungsnützlichen 
Informationen. Auf dieser Basis wurde beschlossen, die nachfolgend beschriebenen 
Änderungen an IFRS 17 vorzunehmen. 

 

Die vorgeschlagenen Änderungen im Einzelnen 
Verschiebung des Erstanwendungszeitpunkts von IFRS 17 um 
zwei Jahre 
Der IASB hat entschieden, den Erstanwendungszeitpunkt um zwei Jahre zu 
verschieben, so dass IFRS 17 nun verpflichtend erst für Geschäftsjahre anzuwenden 
ist, die am oder nach dem 1. Januar 2023 beginnen. 

Durch die aus den Änderungen an IFRS 17 resultierende Auswirkung auf die 
Umsetzung sowie die durch den Standard an sich verursachten, ohnehin erheblichen 
Änderungen in der Rechnungslegung für Versicherungsverträge ergeben sich 
außergewöhnliche Umstände für den Übergang auf IFRS 17. Aus diesem Grund sieht 
es der IASB als gerechtfertigt an, das Inkrafttreten des IFRS 17 zu verzögern. Der IASB 
entschied, dass die zunächst vorgeschlagene Verschiebung um ein Jahr nicht 
ausreichend sei, da einige der endgültigen Änderungen mehr Zeit zur Umsetzung 
benötigen und aufgrund der unterschiedlich schnell voranschreitenden 
Übernahmeprozesse in bestimmten Rechtsgebieten kein weltweit einheitlicher 
Erstanwendungszeitpunkt gewährleistet werden könnte. Somit wurde dieser um 
zwei Jahre auf den 1. Januar 2023 verschoben. 

Gleichzeitig hat der IASB die befristete Möglichkeit der Inanspruchnahme des in 
IFRS 4 Versicherungsverträge (dem Vorgängerstandard des IFRS 17) verankerten 
Aufschubansatzes hinsichtlich der erstmaligen Anwendung von IFRS 9 
Finanzinstrumente (zum Aufschubansatz siehe unseren diesbezüglichen IFRS 
fokussiert Newsletter) entsprechend angepasst, sodass die Anwendung von IFRS 9 
bei Inanspruchnahme des Aufschubansatzes nunmehr für Geschäftsjahre 
verpflichtend ist, die am oder nach dem 1. Januar 2023 beginnen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erstanwendungszeitpunkt 

auf den 1. Januar 2023 

verschoben 

 

https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/ifrs-9-ifrs-4
https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/ifrs-9-ifrs-4


IFRS fokussiert 

 

03 

 
 
 
Darlehensverträge, die ein signifikantes Versicherungsrisiko 
beinhalten: Optionaler Ausschluss aus dem Anwendungsbereich 
von IFRS 17  
Mit den Änderungen an IFRS 17 werden die Anwendungsbereiche von IFRS 17 und 
IFRS 9 für solche Versicherungsverträge geändert, die nur in Höhe der vertraglich 
geschuldeten Verpflichtung des Vertragspartners aus dem Darlehensvertrag einen 
Versicherungsschutz gewähren. Diese Verträge kombinieren in der Regel ein 
Darlehen mit einer Zusage des Unternehmens, den Kreditnehmer zu entschädigen, 
wenn ein bestimmtes ungewisses zukünftiges Ereignis den Kreditnehmer nachteilig 
beeinflusst, indem das Unternehmen auf einige oder alle aus dem Vertrag 
geschuldeten Zahlungen verzichtet. Typischerweise werden diese Verträge nicht als 
Versicherungsvertrag und oft auch nicht von einem Versicherungsunternehmen 
ausgegeben. Beispiele für diese Art von Verträgen sind: 

 Hypotheken mit Versicherung im Todesfall 

 Studienkredite (mit einkommensabhängigen Rückzahlungen) 

 „Umgekehrte“ Hypothekenkreditverträge (auch bezeichnet als sog. Equity-
Release-Hypotheken) 

 
Mit den Änderungen an IFRS 17 wird Unternehmen (in der Regel Kreditinstituten), 
die solche Verträge ausgeben, ein unwiderrufliches Wahlrecht für alle Verträge 
innerhalb eines Portfolios eingeräumt, welches entweder die Anwendung von IFRS 9 
oder die Anwendung von IFRS 17 auf diese Verträge vorsieht. 

Beobachtung  
Der in IFRS 4 verankerte Aufschubansatz darf derzeit nur bis zum 31. Dezember 
2020 angewendet werden. Diese zeitliche Befristung wurde unter der Prämisse 
festgelegt, dass IFRS 17 ab dem 1. Januar 2021 verpflichtend anzuwenden ist und 
damit auch IFRS 9 zum selben Zeitpunkt erstmalig angewendet wird. 
 
Während diese Regelung innerhalb der Europäischen Union bereits im Rahmen 
des sog. Endorsement-Verfahrens übernommen wurde, steht die Übernahme 
von IFRS 17 sowie der hier beschriebenen Änderungen noch aus.  
 
Vor diesem Hintergrund ist hervorzuheben, dass die Änderung in Bezug auf die 
längere Anwendung des Aufschubansatzes in einer eigenständigen Änderung des 
IFRS 4, gesondert von den Änderungen an IFRS 17, vorgenommen wurde. 
Dadurch wird im Rahmen des Endorsement-Verfahrens eine eigenständige und 
beschleunigte Übernahme der Änderung an IFRS 4 möglich, während die deutlich 
umfassenderen Regelungen des IFRS 17 gesondert betrachtet werden. 
 
Unternehmen, die den Aufschubansatz anwenden, sollten angesichts des 
ansonsten bevorstehenden Auslaufens des Aufschubansatzes zum Jahresende 
2020 den zeitlichen Fortgang des Übernahmeprozesses genau verfolgen. Dieser 
hat bereits taggleich mit der Veröffentlichung durch den IASB begonnen damit, 
dass EFRAG den Entwurf der Übernahmeempfehlung für die Änderungen an  
IFRS 4 zur Kommentierung bis zum 3. Juli 2020 veröffentlicht hat. 
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Kreditkartenverträge mit Versicherungsschutz und ähnliche 
Verträge: Verpflichtender Ausschluss aus dem 
Anwendungsbereich von IFRS 17 
Bei manchen Verträgen über die Bereitstellung einer Kreditkarte sowie hierzu 
ähnlichen Verträgen bietet ein Kreditkartenaussteller seinen Kunden einen Schutz für 
mit der Kreditkarte getätigte Einkäufe. Dadurch entsteht ein signifikantes 
Versicherungsrisiko, wodurch diese Verträge folglich in den Anwendungsbereich des 
IFRS 17 fallen würden. 

Mit den Änderungen an IFRS 17 wird der Anwendungsbereich dahingehend 
angepasst, dass diejenigen Kreditkarten- und ähnlichen Verträge, die 
Versicherungsschutz bieten und bei deren Festlegung der Konditionen durch das 
Unternehmen keine Bewertung des mit dem einzelnen Kunden verbundenen 
Versicherungsrisikos berücksichtigt wird, verpflichtend vom Anwendungsbereich des 
IFRS 17 ausgeschlossen werden. Die Versicherungsleistung, die in einen solchen 
Vertrag eingebettet ist, ist in der Folge nur dann nach IFRS 17 zu bilanzieren, wenn 
IFRS 9 eine Separierung dieser Komponente verlangt.  

 

 

Zahlungen für Neuvertragsakquise, die sich auf erwartete 
Folgeverträge beziehen 
Zahlungen für Neuvertragsakquise umfassen Vertriebs-, Abschluss- und Implemen-
tierungskosten, die dem Portfolio, dem eine Gruppe von Versicherungsverträgen 
angehört, direkt zugeordnet werden können. Hinsichtlich Zahlungen für Neuvertrags-
akquise, die sich auf erwartete Folgeverträge beziehen, beinhalten die Änderungen 
an IFRS 17 Folgendes: 

 Zurechnung eines Teils der Zahlungen für Neuvertragsakquise zu den zugehörigen 
erwarteten Folgeverträgen 

Beobachtung  
Während unter IFRS 4 die Trennung der Darlehenskomponente vom 
Versicherungsvertrag erlaubt ist, wurde dies in IFRS 17 ursprünglich nicht 
gestattet. Vielmehr sah IFRS 17 ursprünglich nur die Trennung eigenständig 
abgrenzbarer Kapitalanlagekomponenten vor. Da es sich bei Darlehen allerdings 
nicht um eigenständig abgrenzbare Kapitalanlagekomponenten handelt, wäre 
IFRS 17 auf den gesamten Vertrag anzuwenden gewesen.  
 
Der IASB hatte Bedenken, dass die Anwendung von IFRS 17 auf diese 
Vertragsarten hohe Kosten für Nicht-Versicherungsunternehmen verursacht, 
obgleich sowohl IFRS 9 als auch IFRS 17 entsprechende Anforderungen enthalten 
um sowohl das Kredit- als auch das Versicherungsrisiko angemessen abzubilden, 
sodass die Anwendung von IFRS 17 keinen zusätzlichen Nutzen generiert. Daher 
wurde die Möglichkeit eingeräumt, IFRS 9 auf diese Verträge anzuwenden. 

Beobachtung  
Der Ausschluss solcher Kreditkarten- und ähnlichen Verträge aus dem 
Anwendungsbereich von IFRS 17 stellt – anders als im Falle der 
Darlehensverträge mit signifikantem Versicherungsrisiko – kein Wahlrecht dar, 
selbst wenn ein Versicherungsunternehmen die Verträge begibt. 
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 Ansatz dieser Zahlungen als Vermögenswert so lange, bis das Unternehmen den 
Folgevertrag ansetzt 

 Beurteilung der Werthaltigkeit des Vermögenswerts in jeder Berichtsperiode, bis 
das Unternehmen die Folgeverträge auf Basis des erwarteten Erfüllungswerts 
(„fulfilment cash flows“) der zugehörigen Gruppe von Versicherungsverträgen 
ansetzt (entsprechende Folgeänderungen an IAS 36 und IAS 38) 

 

Falls in einer Berichtsperiode nicht alle erwarteten Folgeverträge angesetzt werden, 
muss der darauf entfallende Anteil der als Vermögenswert angesetzten Akquise-
zahlungen anhand einer systematischen und nachvollziehbaren Weise bestimmt 
werden. Nur der auf die in der Berichtsperiode zugegangenen Folgeverträge 
entfallende Anteil wird vom Vermögenswert ausgebucht und bei der Bilanzierung der 
Gruppe von Folgeverträgen erfasst. 

Darüber hinaus werden folgende Angabevorschriften ergänzt: 

 Eine Überleitung des Vermögenswerts vom Beginn auf das Ende der 
Berichtsperiode (einschließlich der Veränderungen innerhalb der Periode), 
insbesondere des Ansatzes von Wertminderungen oder -aufholungen 

 Quantitative Angaben in angemessenen Zeitbändern, die den erwarteten 
Zeitpunkt der Einbeziehung der Zahlungen für die Neuvertragsakquise in die 
Bewertung der zugehörigen Gruppe von Versicherungsverträgen offenlegt 

 

Nach Ansicht des IASB können neben den Zahlungen für Neuvertragsakquise, die sich 
auf erwartete Folgeverträge beziehen, weitere Zahlungsströme in Bezug auf eine 
Gruppe von Versicherungsverträgen vor deren erstmaligem Ansatz entstehen. Hierzu 
zählen bspw. Vorauszahlungen von Versicherungsprämien. Die ursprüngliche Fassung 
von IFRS 17 enthielt keine Regelungen zur Bilanzierung solcher Zahlungsströme und 
ließ somit eine Berücksichtigung bei der Ermittlung der vertraglichen Servicemarge 
nicht zu. Mit den Änderungen an IFRS 17 hat das Unternehmen bei der erstmaligen 
Ermittlung der vertraglichen Servicemarge nun alle Zahlungsströme aus zuvor 
angesetzten Vermögenswerten und Verbindlichkeiten zu berücksichtigen, die einer 
Gruppe von Versicherungsverträgen zuzurechnen sind. Hierbei handelt es sich um 
alle Zahlungsströme, die in die in den erwarteten Erfüllungswert („fulfilment cash 
flows“) einbezogen worden wären, wenn sie nach dem Zeitpunkt des erstmaligen 
Ansatzes der Gruppe von Versicherungsverträgen angefallen wären. Dieses Vorgehen 
soll sicherstellen, dass die Zahlungen für Neuvertragsakquise als versicherungs-
technische Aufwendungen über die Laufzeit der Versicherungsverträge verteilt 
werden. 

Ansatz eines Vermögenswerts 

für Zahlungen für 

Neuvertragsakquise 

erwarteter Folgeverträge  



IFRS fokussiert 

 

06 

 

 

Die Änderungen an IFRS 17 enthalten darüber hinaus Übergangsvorschriften für die 
Identifikation, den Ansatz und die Bewertung eines Vermögenswertes für Zahlungen 
für Neuvertragsakquise, die sich auf erwartete Folgeverträge beziehen im Über-
gangszeitpunkt von IFRS 17. Nur wenn eine vollständig rückwirkende Anwendung 
von IFRS 17 nicht möglich ist, kann das Unternehmen den Vermögenswert für 
Akquisitionszahlungen im Übergangszeitpunkt unter Anwendung des modifizierten 
retrospektiven Ansatzes oder des Fair-Value-Ansatzes bewerten.  

Unter Anwendung des geänderten modifizierten retrospektiven Ansatzes bewertet 
das Unternehmen den Vermögenswert für Akquisitionszahlungen für erwartete 
Folgeverträge auf Basis von im Übergangszeitpunkt vorliegenden Informationen. 
Hierzu sind die bereits vor dem Übergangszeitpunkt geleisteten Akquisitions-
zahlungen (abzüglich der Zahlungen für Versicherungsverträge, die bereits vor dem 
Übergangszeitpunkt ausgelaufen sind) zu ermitteln und auf Basis derselben systema-
tischen und nachvollziehbaren Weise, die auch in Zukunft angewendet werden soll, 
auf die folgenden Versicherungsverträge aufzuteilen: 

1. Gruppen von Versicherungsverträgen, die zum Übergangszeitpunkt erfasst sind 
2. Gruppen von Versicherungsverträgen, deren erstmalige Erfassung nach dem 

Übergangszeitpunkt erwartet wird 
 

Die unter 1. allokierten Akquisitionszahlungen sind in die Ermittlung der vertrag-
lichen Servicemarge einzubeziehen, während für die Beträge unter 2. ein Vermögens-
wert für Akquisitionszahlungen für erwartete Folgeverträge anzusetzen ist. Sollten 
die hierfür benötigten Informationen nicht vorliegen, sind beide vorgenannten 
Beträge mit null anzusetzen. 

Bei Anwendung des Fair-Value-Ansatzes hat das Unternehmen einen Vermögenswert 
für Akquisitionszahlungen für erwartete Folgeverträge in Höhe des Betrags anzu-
setzen, den das Unternehmen als Akquisitionszahlungen im Übergangszeitpunkt 
leisten müsste, hätte es nicht bereits Akquisitionszahlungen geleistet um Rechte zu 
erhalten  

Anforderungen an die 

Ermittlung im Übergangs-

zeitpunkt sowie bei 

erworbenen Versicherungs-

verträgen  

Beobachtung  
Die Änderung resultiert aus seiner Diskussion der TRG in Bezug auf hohe, nicht 
erstattungsfähige Kommissionszahlungen an Vermittler, die das Unternehmen 
erwartungsgemäß nur durch den Abschluss zukünftiger Folgeverträge ausglei-
chen kann. Liegen die Folgeverträge außerhalb der Vertragsgrenze der erfassten 
Gruppe von Versicherungsverträgen, könnten diese Akquisitionszahlungen 
gemäß der ursprünglichen Fassung von IFRS 17 jedoch nicht abgegrenzt und in 
die Bewertung der erwarteten Folgeverträge einbezogen werden. Folglich wären 
die Akquisitionszahlungen vollständig den ausgegebenen Versicherungsverträgen 
zuzuordnen, wodurch diese vielfach verlustbringend würden. 
 
Im Rahmen der Diskussion wurde auch auf eine Inkonsistenz zu den Anforderun-
gen des IFRS 15 für ähnliche Verträge mit Kunden hingewiesen. In Bezug auf 
Akquisitionskosten werden diese durch die Änderungen an IFRS 17 trotz 
unterschiedlicher Bewertungskonzepte in IFRS 15 und IFRS 17 weiter 
angeglichen. Nach Einschätzung des IASB führen die Änderungen nicht zu einer 
Störung der laufenden Umsetzung des IFRS 17, resultieren gleichwohl in einer 
Bereitstellung entscheidungsnützlicher Informationen für Abschlussadressaten. 
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 zukünftige Verträge (einschließlich erwarteter Folgeverträge) ohne erneute 
Akquisitionszahlungen abzuschließen und  

 bereits geleistete Akquisitionszahlungen durch Prämienzahlungen aus 
Versicherungsverträgen auszugleichen, die vor dem Übergangszeitpunkt 
abgeschlossen aber noch nicht bilanziell erfasst wurden. 

 

Darüber hinaus ergeben sich Änderungen an IFRS 3 Unternehmenszusammen-
schlüsse und IRFS 17 in Bezug auf Übertragungen von Versicherungsverträgen, die 
keinen Unternehmenszusammenschluss im Sinne des IRFS 3 darstellen. Auf Basis der 
Änderungen hat ein Unternehmen für solche erworbenen Versicherungsverträge 
einen separaten Vermögenswert für Akquisitionszahlungen anzusetzen und diesen 
mit dem beizulegenden Zeitwert zum Erwerbszeitpunkt zu bewerten. 

Im Rahmen der Änderungen an IFRS 17 wird zudem klargestellt, dass ein Unterneh-
men die Anforderungen an die Beurteilung der Werthaltigkeit des Vermögenswerts 
nicht retrospektiv, also für Berichtsperioden vor dem Übergangszeitpunkt, anwenden 
muss. 

 

Verteilung der vertraglichen Servicemarge („contractual service 
margin“) in Bezug auf Kapitalanlagekomponenten 
IFRS 17 schreibt die Erfassung versicherungstechnischer Umsätze in Höhe der in der 
Berichtsperiode erbrachten Versicherungsleistungen vor. Der zu erfassende Betrag 
setzt sich zusammen aus dem Anteil der erhaltenen Versicherungsprämie, die (zu 
Beginn der Periode erwarteten) geleistete Schadenzahlungen kompensiert, sowie 
dem Anteil der vertraglichen Servicemarge, der auf die Berichtsperiode entfällt. 

Die Änderungen an IFRS 17 beinhalten folgende Ergänzungen hinsichtlich der 
Verteilung der vertraglichen Servicemarge: 

 Klarstellung, dass die Definitionen der Deckungseinheiten („coverage units“) 
sowie des Deckungszeitraums („coverage period“) für Versicherungsverträge mit 
direkter Überschussbeteiligung („insurance contracts with direct participation 
features“) auch die Beträge der Leistungen aus Kapitalanlagerendite und die 
Zeiträume umfassen, in denen ein Unternehmen kapitalanlagebezogene Dienst-
leistungen („investment-related services“) erbringt 

 Erfordernis, dass ein Unternehmen die vertragliche Servicemarge für 
Versicherungsverträge ohne ermessensabhängige Überschussbeteiligung 
(„insurance contracts without direct participation features“) auf Basis von 
Deckungseinheiten („coverage units“) verteilt, die sowohl die Bereitstellung der 
Versicherungsleistung als auch der renditebezogenen Dienstleistungen 
(„investment-return services“), sofern enthalten, berücksichtigen 

 

Die Änderungen an IFRS 17 beinhalten in diesem Zusammenhang auch eine 
Definition von kapitalanlagebezogene Dienstleistungen („investment-related 
services“) für Versicherungsverträge mit direkter Überschussbeteiligung und 
renditebezogenen Dienstleistungen („investment-return service“) für Versicherungs-
verträge ohne ermessensabhängige Überschussbeteiligung. Demnach liegen 
renditebezogene Dienstleistungen nur vor, wenn alle folgenden drei Bedingungen 
erfüllt sind: 

Definitionen von Deckungs-

einheiten und Deckungszeit-

raum umfassen auch Kapital-

anlagedienstleistungen  
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 der Vertrag enthält entweder eine Investmentkomponente („investment 
component“) oder der Versicherungsnehmer hat das Recht, einen bestimmten 
Betrag zu entnehmen, 

 die Investmentkomponente bzw. der zu entnehmende Betrag tragen eine Rendite 
und 

 das Unternehmen erwartet zur Erwirtschaftung dieser Rendite 
Investitionsaktivitäten durchzuführen. 

 

Darüber hinaus sieht diese Änderung eine Anpassung der Angabevorschriften vor: 

 Quantitative Angaben in angemessenen Zeitbändern, welche die erwartete 
erfolgswirksame Erfassung der am Ende der Berichtsperiode noch verbleibenden 
vertraglichen Servicemarge darstellen 

 Spezifische Angaben zur Vorgehensweise bei der Ermittlung der relativen 
Gewichtung der Leistungen aus Versicherungsschutz und geleisteter 
Kapitalanlagerendite oder kapitalanlagebezogener Dienstleistung 

 

Die Vorschriften der ursprünglichen Fassung des IFRS 17 gestatten eine Erfassung der 
vertraglichen Servicemarge nur über den Deckungszeitraum auf Basis von Deckungs-
einheiten, solange Schutz für versicherte Ereignisse besteht. Der IASB entschied sich 
allerdings dazu, eine Änderung der Definition von Versicherungsschutz für Verträge 
mit direkter Überschussbeteiligung vorzunehmen, um sowohl die Bereitstellung von 
Versicherungs- als auch von Kapitalanlagedienstleistungen einzubeziehen. Diese 
Entscheidung alleine hätte allerdings zu einer abweichenden Erfassung der 
vertraglichen Servicemarge für Versicherungsverträge geführt, auf welche das 
allgemeine Modell angewendet wird, die aber dennoch Versicherungs- und 
Kapitalanlagedienstleistungen bereitstellen. Daher wurde IFRS 17 derart angepasst, 
dass auch im Rahmen des allgemeinen Modells die vertragliche Servicemarge auf 
Basis von Deckungseinheiten erfasst wird, die sowohl die Bereitstellung einer 
Versicherungsleistung als auch einer Kapitalanlagerendite berücksichtigen. Diese 
Änderung macht entsprechend auch eine Anpassung der Anhangangaben 
erforderlich.  

Darüber hinaus ergeben sich Folgeänderungen an den Definitionen von vertraglicher 
Servicemarge, Erfüllungszeitraum, Verbindlichkeit für eingetretene Schäden („liability 
for incurred claims“) sowie Verbindlichkeit für zukünftigen Versicherungsschutz 
(„liability for remaining coverage“). 

 

Ausweitung der Risikominderungsoption („risk mitigation 
option“) auf passive Rückversicherungsverträge und zum 
beizulegenden Zeitwert bewertete nicht-derivative 
Finanzinstrumente 
Nur für Versicherungsverträge mit direkter Überschussbeteiligung und nur unter 
bestimmten Umständen räumt IFRS 17 Unternehmen ein Wahlrecht ein, Auswir-
kungen einiger Veränderungen finanzieller Risiken von Versicherungsverträgen 
erfolgswirksam zu erfassen anstatt eine Anpassung der vertraglichen Servicemarge 
vorzunehmen (Risikominderungsoption). Mit den Änderungen an IFRS 17 kann ein 
Unternehmen die Risikominderungsoption für Versicherungsverträge mit direkter 
Überschussbeteiligung anwenden, wenn es passive Rückversicherungsverträge oder 
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zum beizulegenden Zeitwert bewertete nicht-derivative Finanzinstrumente nutzt, um 
Risiken zu vermindern. 

Gemäß der ursprünglichen Fassung des IFRS 17 sind sowohl erworbene als auch 
ausgegebene Rückversicherungsverträge von der Definition eines Versicherungs-
vertrags mit direkter Überschussbeteiligung ausgeschlossen und werden stattdessen 
nach dem allgemeinen Modell bilanziert, also nicht unter Anwendung des Variable 
Fee Approach. Das bedeutet, dass bei Verträgen mit einer direkten Überschuss-
beteiligung die Auswirkungen von Finanzgarantien und finanziellen Risiken in der 
vertraglichen Servicemarge widergespiegelt und nicht in der GuV gezeigt werden, es 
sei denn, das Unternehmen sichert das Risiko mit Derivaten ab und wendet die 
Risikominderungsoption an. Bei Rückversicherungsverträgen hingegen, die sowohl 
finanzielle als auch nicht-finanzielle Risiken auf den Rückversicherer übertragen 
können, werden die Auswirkungen von Finanzgarantien und finanziellen Risiken 
erfolgswirksam erfasst. Dies führt demnach zu einer Inkongruenz. 

Daher wird IFRS 17 durch eine Erweiterung der zulässigen Instrumente zur Risiko-
minderung („risk mitigation instruments“) derart geändert, dass es Unternehmen 
ermöglicht wird, die Risikominderungsoption auch auf Versicherungsverträge mit 
einer direkten Überschussbeteiligung anzuwenden, wenn das Unternehmen 
Rückversicherungsverträge oder zum beizulegenden Zeitwert bewertete nicht-
derivative Finanzinstrumente zur Minderung finanzieller Risiken einsetzt, die nicht 
aus den zugrundeliegenden Positionen resultieren (bspw. finanzielle Risiken aus 
Finanzgarantien). 

 

Passive Rückversicherungsverträge, deren zugrundeliegende  
Verträge belastend sind 
Mit den Änderungen an IFRS 17 gibt der IASB vor, dass für eine Gruppe ausgegebener 
belastender Versicherungsverträge, für die bei erstmaligem Ansatz Verluste erfasst 
werden oder zu der weitere belastende Versicherungsverträge hinzugefügt werden, 
ebenfalls Gewinne durch Anpassung der vertraglichen Servicemarge in Bezug auf 
gehaltene Rückversicherungsverträge in dem Umfang erfasst werden sollen, in dem 
die gehaltenen Rückversicherungsverträge die Verluste der zugrundeliegenden 
Verträge decken. Der durch Rückversicherungsverträge gedeckte Verlust soll dabei 
bestimmt werden, indem ein Unternehmen den aus den ausgegebenen belastenden 
Versicherungsverträgen erfassten Verlust mit dem prozentualen Anteil der Schäden 
aus diesen Versicherungsverträgen, für die das Unternehmen eine Deckung aus den 
Rückversicherungsverträgen erwartet, multipliziert. 

Voraussetzung ist, dass die gehaltenen Rückversicherungsverträge vor oder zum 
selben Zeitpunkt wie die Verluste aus den ausgegebenen belastenden 
Versicherungsverträgen erfasst werden. 

Gruppen belastender Versicherungsverträge können sowohl Versicherungsverträge 
enthalten, für die ein Rückversicherungsvertrag abgeschlossen wurde, als auch nicht 
rückversicherte Verträge. IFRS 17 erfordert in diesem Fall nicht, dass ein Unter-
nehmen die Höhe der Verluste aus belastenden Verträgen auf einer Ebene unterhalb 
der gebildeten Gruppen ermittelt oder nachverfolgt. Die Änderungen an IFRS 17 
erfordern stattdessen, dass ein Unternehmen in diesen Situationen eine systema-
tische und nachvollziehbare Methode zur Allokation der auf die Gruppe entfallenden 
Deckung aus den gehaltenen Rückversicherungsverträgen entwickelt. Dieselbe 
Methode ist bei sich in der Folge ergebenden Änderungen der Verlustkomponente 
der Gruppe zugrundeliegender Versicherungsverträge anzuwenden. 
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Diese Regelungen ermöglichen es aus Sicht des IASB, Inkongruenzen zu beseitigen, 
erheblichem Verlust von entscheidungsnützlichen Informationen vorzubeugen und 
die Komplexität zu vermindern. 

 

 

Vereinfachte Darstellung von Versicherungsverträgen nach 
Portfolios in der Bilanz 
Die Änderung erfordert von Unternehmen, Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 
aus Versicherungsverträgen in der Bilanz auf Basis von Portfolios von Versicherungs-
verträgen anstatt auf Basis von Gruppen von Versicherungsverträgen auszuweisen. 
Die Gruppen von Versicherungsverträgen bleiben gleichwohl die Aggregationsebene 
für Ansatz und Bewertung. 

Der IASB hält es für sinnvoll, Versicherungsverträge in der Bilanz auf dieser höheren 
Aggregationsebene darzustellen. Der Informationsverlust in der Darstellung durch 
eine Saldierung wird unter Berücksichtigung der Kostenerleichterungen als vertret-
bar angesehen. Dementsprechend werden die Anforderungen an die Darstellung 
derart geändert, dass eine Saldierung von Gruppen auf Portfolioebene vorzunehmen 
ist. Anstatt Gruppen von Versicherungsverträgen, die Vermögenswerte sind, 
getrennt von jenen auszuweisen, die Verbindlichkeiten sind, werden nun Portfolios 
von Versicherungsverträgen jeweils getrennt danach dargestellt, ob sie insgesamt 
Vermögenswerte bzw. Verbindlichkeiten sind. Dasselbe gilt für Portfolios von 
Rückversicherungsverträgen. 

 

Höhere Aggregationsebene  

in der Bilanz auf Basis von 

Portfolios statt Gruppen 

Beobachtung  
Durch diese Änderung kann eine Inkongruenz am ersten Tag („day-one-
mismatch“) für Unternehmen vermieden werden, die Versicherungsverträge 
ausgeben, die bei erstmaligem Ansatz belastend sind und dieses Risiko 
proportional auf passive Rückversicherungsverträge übertragen. 

Beobachtung  
Für Bewertungszwecke stellt eine Gruppe von Versicherungsverträgen weiterhin 
die Rechnungseinheit („unit of account“) dar, wohingegen die Änderung lediglich 
die Anforderung an die Darstellung einer Gruppe in der Bilanz aufhebt und durch 
Portfolios ersetzt.  
 
Angaben in Form von Überleitungsrechnungen können dennoch dazu führen, 
dass mitunter bestimmte Beträge auf Basis von Gruppen von Versicherungsver-
trägen anzugeben sind, bspw. in Bezug auf die Verlustkomponente. 
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Grad der Aggregierung – jährliche Kohorten für Versicherungsverträge mit 
Intergenerationenteilung von Risiken zwischen den Versicherungsnehmern 
Im Rahmen der Diskussionen im Vorfeld zur Veröffentlichung des Standard-
entwurfs zu den Änderungen an IFRS 17 hat der IASB Feedback zum  
Aggregationsniveau und dabei insbesondere den Jahreskohorten erhalten. 
Daraufhin hat der IASB einstimmig entschieden, das Aggregationsniveau 
unverändert beizubehalten. 
 
Obwohl der IASB im Standardentwurf keine Frage zu diesem Themengebiet 
gestellt hat, wurde die Entscheidung die Anforderungen unverändert beizube-
halten erneut kommentiert. Dabei wurde unter anderem vorgeschlagen eine 
Ausnahme für Versicherungsverträge mit Intergenerationenteilung von Risiken 
zwischen den Versicherungsnehmern einzuführen.  
 
Nur vereinzelt wurde diese Ausnahme lediglich für Versicherungsverträge 
gefordert, auf die der Variable Fee Approach angewendet wird. In anderen 
Antwortschreiben wurde vorgeschlagen die Ausnahme auf Versicherungs-
verträge einzuschränken, die unter IFRS 17.B67 und B68 fallen, also  
Versicherungsverträge, die Risiken mit Versicherungsnehmern anderer Verträge 
teilen. Dabei wurde sich in Teilen auf Verträge bezogen, die im Wesentlichen 
alle Risiken teilen. 
 
In der Folge hat der IASB die Eingaben analysiert und ist zu dem Schluss 
gekommen, dass 

 die Begründung einer Ausnahme von der verpflichtenden Bildung von 
Jahreskohorten damit begründet würde, dass die Kosten der Umsetzung der 
generellen Anforderungen den Nutzen der hierdurch bereitgestellten 
Informationen überstiegen. Die Kosten umfassen hierbei auch die Notwen-
digkeit der beträchtlichen Ermessensausübung unter bestimmten 
Umständen zur Bestimmung der Annahmen und der Gruppenzuordnung, die 
in einer den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Darstellung der 
Verträge resultieren. 

 eine derartige Ausnahme aufgrund der Spannung, der diese ausgesetzt sein 
würde, und der großen Gefahr des Informationsverlusts sehr fundiert und 
eindeutig formuliert werden müsste. 

 eine solche Ausnahme nicht ohne Verwendung von „bright lines“ formuliert 
werden könnte, deren Festlegung jedoch immer willkürlich und schwer zu 
rechtfertigen wäre und die der Entwicklung eines besonders komplexen 
Kriterienkatalogs bedürfe. 

 hieraus eine Störung der Umsetzung des IFRS 17 entstehen und die Vorteile 
der laufenden Anwendung gemindert würden. 

 
Daher hat der IASB entschieden die Anforderungen zur Bildung von 
Jahreskohorten unverändert beizubehalten. 
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Zusätzliche Übergangserleichterungen in Bezug auf 
Unternehmenszusammenschlüsse 
Für Verträge, die im Rahmen eines Unternehmenszusammenschlusses oder einer 
Übertragung eines Portfolios erworben werden, wird bei vorherigem Bestehen einer 
Verpflichtung für die Erfüllung eingetretener Schäden mit Erwerb/Übertragung des 
zugehörigen Vertrags das Risiko von nachteiligen Schadensentwicklungen 
übertragen. Solche Verbindlichkeiten werden als Verbindlichkeit für zukünftigen 
Versicherungsschutz klassifiziert und führen daher beim Erwerber zur Erfassung eines 
versicherungstechnischen Umsatzes. 

Der IASB ändert in diesem Zusammenhang die Übergangsvorschriften und nimmt 
eine spezifische Anpassung des modifizierten retrospektiven Ansatzes auf, welcher 
sonst zu einer Klassifizierung der Verbindlichkeiten für die Erfüllung bereits vor 
Erwerb/Übertragung eingetretener Schäden als Verbindlichkeit für eingetretene 
Schäden statt einer Verbindlichkeit für zukünftigen Versicherungsschutz führen 
würde. Die Anwendung dieser Modifikation ist nur erforderlich, wenn ein 
Unternehmen keine angemessenen und belastbaren Informationen hat, um den 
retrospektiven Ansatz im Übergangszeitpunkt anzuwenden. Der IASB nimmt ebenso 
eine optionale Erleichterung davon vor, im Rahmen des Fair-Value-Ansatzes im 
Übergangszeitpunkt solch eine Verbindlichkeit als Verbindlichkeit für eingetretene 
Schäden klassifizieren zu müssen.  

 

 

Zusätzliche Übergangserleichterungen für den 
Anwendungszeitpunkt der Risikominderungsoption und die 
Nutzung des Fair-Value-Ansatzes im Übergangszeitpunkt 
Der IASB hatte zwar erwogen im Rahmen der Änderungen an IFRS 17 die retros-
pektive Anwendung der Risikominderungsoption zuzulassen, hat jedoch entschieden, 
das Verbot in IFRS 17 zur retrospektiven Anwendung beizubehalten, um die 
Verwendung von nachträglich besserem Wissen („hindsight“) auszuschließen.  

Die Übergangsvorschriften in IFRS 17 werden mithin so geändert, dass die 
Anwendung der Risikominderungsoption vor dem Übergangszeitpunkt (erster Tag 
der jährlichen Berichtsperiode, die unmittelbar vor dem Erstanwendungszeitpunkt 
liegt), anstelle des Erstanwendungszeitpunktes (erster Tag der jährlichen Berichts-
periode, in der IFRS 17 erstmalig angewendet wird), unzulässig ist. Gleichwohl wird 
die prospektive Anwendung der Option zur Risikominderung zugelassen, sofern 
Unternehmen ihre Beziehungen zur Risikominderung bei Anwendung der Risiko-
minderungsoption spätestens zum Übergangszeitpunkt des IFRS 17 designieren. 

Anstelle der retrospektiven Anwendung der Risikominderungsoption wird mit den 
Änderungen an IFRS 17 nun ein Wahlrecht zur Anwendung des Fair-Value-Ansatzes 
im Übergangszeitpunkt auf Gruppen von Versicherungsverträgen ergänzt, bei denen 
das Unternehmen  

Beobachtung  
Die Änderung ist nur bei Übergang auf IFRS 17 anwendbar, wohingegen 
Verbindlichkeiten für die Erfüllung bereits vor Erwerb/Übertragung eingetretener 
Schäden aus Versicherungsverträgen, die danach erworben werden, als 
Verbindlichkeiten für zukünftigen Versicherungsschutz (und entsprechenden 
versicherungstechnischen Umsatz) anzusetzen sind. 
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 über angemessene und belastbare Informationen verfügt, IFRS 17 rückwirkend 
anzuwenden, 

 entscheidet, die Risikominderungsoption ab dem Übergangszeitpunkt prospektiv 
anzuwenden und 

 vor dem Übergangszeitpunkt Derivate, gehaltene Rückversicherungsverträge 
oder zum beizulegenden Zeitwert bewertete nicht-derivative Finanzinstrumente 
genutzt hat, um das finanzielle Risiko, welches aus der Gruppe hervorgeht, zu 
mindern. 

 

Zwischenberichterstattung 
IFRS 17 erfordert grundsätzlich, dass zu jedem Berichtsstichtag Schätzungs-
änderungen („changes in estimates“) des erwarteten Erfüllungswerts („fulfilment 
cash flows“) als Veränderung der vertraglichen Servicemarge erfasst werden. 
Erfahrungswertanpassungen („experience adjustments“) sind hingegen sofort 
erfolgswirksam zu erfassen. Veränderungen, die sich auf zukünftige Perioden 
beziehen (Schätzungsänderungen), sind also auf eine andere Art bilanziell 
abzubilden, die sich auf aktuelle und vergangene Perioden beziehen 
(Erfahrungswertanpassungen). Die Art der Bilanzierung einer vorzunehmenden 
Änderung der Schätzung des erwarteten Erfüllungswerts hängt folglich vom 
Zeitpunkt des Berichtsstichtages ab. 

Gemäß IAS 34 Zwischenberichterstattung darf die Häufigkeit der Berichterstattung 
die Höhe des Jahresergebnisses gleichwohl nicht beeinflussen. Die ursprüngliche 
Fassung von IFRS 17 enthielt daher eine explizit hiervon abweichende Anforderung, 
die vertragliche Servicemarge am Geschäftsjahresende nicht neu zu berechnen, 
wenn diese im Rahmen der Zwischenberichterstattung aufgrund von 
Schätzungsänderungen angepasst wurde.  

Im Rahmen der Änderungen an IFRS 17 wurde diese Anforderung in ein 
Bilanzierungswahlrecht geändert, das auf alle ausgegebenen Versicherungsverträge 
und alle gehaltenen Rückversicherungsverträge auf Ebene der jeweils berichtenden 
Einheit einheitlich anzuwenden ist. Ein Unternehmen kann demnach fortan 
entscheiden, ob es eine Anpassung der bilanziellen Erfassung von Schätzungs-
änderungen in vergangenen Zwischenabschlüssen in den Folgeperioden vornimmt. 

In diesem Zusammenhang wird der modifizierte retrospektive Ansatz dahingehend 
geändert, dass ein Unternehmen die vertragliche Servicemarge, die Verlust-
komponente sowie die versicherungstechnischen Finanzerträge oder -aufwendungen 
(„insurance finance income and expense“) am Übergangszeitpunkt so zu ermitteln 
hat, als hätte es keinen Zwischenbericht aufgestellt, sofern es  

 gemäß dem Wahlrecht in IFRS 17.B137 keine Anpassung der bilanziellen 
Erfassung von Schätzungsänderungen in vergangenen Zwischenabschlüssen in 
den Folgeperioden vornimmt und 

 nicht über angemessene und belastbare Informationen verfügt, das Wahlrecht 
retrospektiv anzuwenden. 

 

 

  

Wahlrecht zur weiteren  

Behandlung von in Zwischen-

abschlüssen erfassten 

Schätzungsänderungen  
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Weitere Änderungen 

Änderung  Erläuterung 

Änderungen an IFRS 17.B96(c), um Änderungen 

zwischen der erwarteten und der tatsächlichen 

Rückzahlung einer Kapitalanlagekomponente, 

die auf Änderungen des Zeitwert des Geldes und 

finanzielle Risiken zurückzuführen sind, von der 

Anpassung der vertraglichen Servicemarge 

auszuschließen. 

 Die Rückzahlung von Kapitalanlagekomponenten 

ist grundsätzlich sicher – eine Unsicherheit 

besteht nur in Bezug auf den zeitlichen Anfall. Die 

Änderungen beziehen sich auf Veränderungen 

aufgrund des Zeitwert des Geldes und finanzieller 

Risiken, die in den versicherungstechnischen 

Finanzerträgen und -aufwendungen abzubilden 

sind. Veränderungen, die nicht aufgrund des 

Zeitwert des Geldes oder finanzieller Risiken 

entstehen, resultieren in einer Anpassung der 

vertraglichen Servicemarge. 

Die Kapitalanlagekomponente wird zwischen dem 

Beginn der Berichtsperiode und der Rückzahlung 

der Kapitalanlagekomponente durch den Zeitwert 

des Geldes und möglicherweise durch finanzielle 

Risiken sowie Änderungen dieser beiden 

Parameter beeinflusst. Diese Effekte sind als 

versicherungstechnische Finanzerträge 

und -aufwendungen zu erfassen und verändern 

nicht die vertragliche Servicemarge. 

Änderung von IFRS 17.B96(d), wenn ein Unter-

nehmen beschließt, Änderungen der risiko-

bedingten Anpassung für nicht-finanzielle Risiken 

zwischen denen, die sich auf nicht-finanzielle 

Risiken beziehen, und denen, die sich auf 

finanzielle Risiken und die Auswirkungen des 

Zeitwerts von Geld beziehen, zu disaggregieren. 

 Die TRG-Diskussion im April 2019 ergab, dass die 

Entscheidung, Änderungen der risikobedingten 

Anpassung für nicht-finanzielle Risiken zwischen 

denen für finanzielle und nicht-finanzielle Risiken 

zu disaggregieren, nicht verpflichtend ist. Wenn 

diese Möglichkeit jedoch in Anspruch genommen 

wird, würde sie sich auf die Bewertung der 

vertraglichen Servicemarge, den Zeitpunkt der 

Erfassung von Änderungen des finanziellen 

Risikos und die Aufteilung zwischen 

versicherungstechnischen Umsätzen und 

versicherungstechnischen Finanzerträgen und -

aufwendungen auswirken. 

Änderung zur Klarstellung der Definition einer 

Kapitalanlagekomponente, die unter allen 

Umständen rückzahlbar ist. 

 Diese Änderung stellt klar, dass „unter allen 

Umständen rückzahlbar" auch rückzahlbar bei 

Kündigung, Rückgabe und Verfall einschließt. 

Einige Verträge beinhalten Rückzahlungen an 

Versicherungsnehmer, unabhängig davon, ob ein 

Schadensfall eintritt, aber z.B. keine Rückzahlung 

bei Kündigung. Diese Beträge würden nicht der 

vorgeschlagenen präzisierten Definition einer 

Kapitalanlagekomponente entsprechen. 

Änderung zur Sicherstellung der Anwendung 

von IFRS 17 auf Kapitalanlagekomponenten, 

die, sofern eine Separierung erfolgt ist, die 

Definition eines Kapitalanlagevertrags mit 

ermessensabhängiger Überschussbeteiligung 

erfüllen würden. 

 Durch diese Änderung wird die unbeabsichtigte 

Folge des Ausschlusses vom Anwendungsbereich 

des IFRS 17 klargestellt und in Bezug auf eine 

eigenständig abgrenzbare Komponente ausge-

räumt, die einen Vertrag darstellt, der ansonsten 

in den Anwendungsbereich des Standards fallen 

würde, wenn er als eigenständiger Vertrag 

ausgegeben werden würde. 

Änderungen an IFRS 17.48(a) und IFRS 17.50(b), 

die klarstellen, dass die Verlustkomponente um 

Änderungen der risikobedingten Anpassung für 

nicht-finanzielle Risiken angepasst wird. 

 Die Änderung stellt klar, dass Änderungen des 

erwarteten Erfüllungswerts sowohl Änderungen 

der risikobedingten Anpassung für nicht-

finanzielle Risiken als auch Änderungen der 

erwarteten zukünftigen Zahlungsströme 

umfassen. 
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Änderungen, die klarstellen, dass IFRS 17.88 

und 89 nicht auf die versicherungstechnischen 

Finanzerträge und -aufwendungen anzuwenden 

ist, die sich aus der Anwendung der Risiko-

minderungsoption ergeben, und die neue 

Anforderungen an die Risikominderungsoption 

ergänzen, welche die Darstellung der 

versicherungstechnischen Finanzerträge und -

aufwendungen, die sich aus der Anwendung der 

Risikominderungsoption ergeben, klarstellen. 

 Das Wahlrecht zur Erfassung von risikobedingten 

Anpassungen sowie Diskontierungseffekten im 

Sonstigen Ergebnis („other comprehensive 

income”, OCI) beinhaltet zwei Methoden für die 

Ermittlung der Höhe der erfolgswirksam zu 

erfassenden versicherungstechnischen Finanz-

erträge und -aufwendungen. Ein Unternehmen 

kann wahlweise einen Teil der versicherungs-

technischen Finanzerträge und -aufwendungen im 

OCI und nicht erfolgswirksam erfassen. In diesem 

Fall kann die Methode zur Ermittlung der 

erfolgswirksam zu erfassenden Beträge jedoch 

nicht mehr frei gewählt werden. Wird auf die 

betreffende Gruppe von Versicherungsverträgen 

der Variable Fee Approach angewendet und hält 

das Unternehmen die zugrundeliegenden 

Positionen, muss das Unternehmen die „current 

period book yield“ verwenden. Für alle anderen 

Gruppen von Versicherungsverträgen verwendet 

das Unternehmen den „effective yield approach“. 

Änderung zur Beseitigung einer Inkonsistenz 

zwischen IFRS 17.B66(f) und B65(m) sowie 

Folgeänderung an IFRS 17.B121 in Bezug auf 

Steuerzahlungen. 

 Auf Basis des geänderten IFRS 17.B65(m) erfasst 

ein Unternehmen die Einkommensteuer-

zahlungen, die laut dem Versicherungsvertrag 

explizit vom Versicherungsnehmer zu erstatten 

sind, im erwarteten Erfüllungswert. Dadurch soll 

das Unternehmen einen versicherungs-

technischen Umsatz für die in diesem 

Zusammenhang vom Versicherungsnehmer 

geleisteten Zahlungen auf konsistente Weise mit 

anderen eingetretenen Ausgaben ausweisen. Um 

die Erfassung von versicherungstechnischem 

Umsatz zu ermöglichen, wird die Aufzählung in 

IFRS 17.B121 entsprechend ergänzt. 

Ohne die Änderungen müsste das Unternehmen 

aus diesen erstatteten Einkommensteuer-

aufwendungen ein Einkommen ausweisen, das 

kein versicherungstechnischer Umsatz ist. 

Änderung zur Klarstellung, dass Änderungen in 

der Bewertung einer Gruppe von 

Versicherungsverträgen, die durch Änderungen 

der zugrundeliegenden Positionen verursacht 

werden, für die Zwecke von IFRS 17 als 

Änderungen der Kapitalanlagen und damit als 

Änderungen im Zusammenhang mit dem 

Zeitwert des Geldes oder Annahmen, die sich 

auf finanzielle Risiken beziehen, zu behandeln 

sind. 

 Die Änderung präzisiert die Behandlung von 

Versicherungsverträgen, bei denen die zugrunde-

liegenden Positionen selbst nicht-finanzielle 

Risiken enthalten, wie beispielsweise ein Pool von 

Versicherungsverträgen. 

Änderung von IFRS 17.B123(a) zur Klarstellung, 

dass Änderungen, die sich aus den Zahlungs-

strömen der an Kunden geliehenen Beträge und 

dem Verzicht auf die an Kunden geliehenen 

Beträge ergeben, von den versicherungs-

technischen Umsätzen ausgeschlossen sind. 

 Verschiedene Arten von Versicherungsverträgen, 

einschließlich Darlehen mit Verzicht bei Eintritt 

eines Versicherungsfalles (z.B. Equity-Release-

Hypotheken) und Rückversicherungs-

vereinbarungen enthalten Darlehen des 

Emittenten an den Versicherungsnehmer. Der 

Ausschluss solcher Darlehensbeträge von den 

versicherungstechnischen Erträgen und 

Aufwendungen steht im Einklang mit der 

Behandlung von Kapitalanlagekomponenten. 
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Änderung von IFRS 17.103 zur Klarstellung, dass 

ein Unternehmen bei der Überleitung von der 

Eröffnungs- auf die Endbilanz der Verbindlich-

keiten aus Versicherungsverträgen die 

Rückerstattung von Prämien nicht separat 

ausweisen muss. 

 Mit der Änderung, die Definition einer 

Kapitalanlagekomponente als unter allen 

Umständen rückzahlbar zu definieren, führt der 

IASB ein Konzept für einen Betrag ein, der 

unabhängig von dem entstandenen Anspruch 

rückzahlbar ist, aber bei Fälligkeit des Vertrages 

nicht rückzahlbar ist, da er als Dienstleistung 

erbracht wird. Dieser vor Ablauf des Vertrages 

zurückzuzahlende Betrag ist eine Prämienrück-

erstattung. Zum Zeitpunkt der Rückzahlung wurde 

die Identifizierung eines Betrages als Rückzahlung 

einer Kapitalanlagekomponente oder Prämien-

rückerstattung von den Anwendern als aufwendig 

angesehen, da sie den Ansatz und die Bewertung 

nicht beeinflusst. 

Änderungen an IFRS 17.28 zur Klarstellung, dass 

Versicherungsverträge genau dann zu einer 

Gruppe von Versicherungsverträgen 

hinzugefügt werden, wenn sie die 

Ansatzkriterien erfüllen, unabhängig vom 

Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. 

 Der IASB hat bestätigt, dass eine ähnliche 

Änderung für IFRS 17.22 nicht notwendig ist, da 

dort auf den Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 

abgestellt wird, nicht auf den Zeitpunkt der 

erstmaligen Erfassung. Hieraus ergeben sich 

praktische Implikationen für Versicherungs-

verträge, die in einer Berichtsperiode 

abgeschlossen werden, die sich aber auf 

Deckungsperioden beziehen, die in der Zukunft 

beginnen, wenn jährlich lediglich eine Gruppe 

(Jahreskohorte) gebildet wird. 

Änderungen an IFRS 17.104, B121 und B124, 

um Beträge, die aus risikobedingten 

Anpassungen für nicht-finanzielle Risiken 

entstehen, explizit aus der Beschreibung 

anderer Komponenten auszuschließen. 

 Diese Änderung wurde nötig um eine mögliche 

Doppelerfassung zu verhindern. 

Änderungen der Angabepflichten für 

Sensitivitätsanalysen, die Risikosituation („risk 

exposure“) durch Risikovariable („risk variable“) 

ersetzen. 

 Diese Änderungen waren notwendig, um eine 

korrekte Terminologie zu verwenden. 

Änderungen an IFRS 17.B93 bis B95 zur 

Klarstellung, dass sich Bezüge auf 

Unternehmenszusammenschlüsse auf 

Unternehmenszusammenschlüsse im 

Anwendungsbereich des IFRS 3 beziehen. 

 Die Änderungen stellen klar, dass die 

betreffenden Anforderungen an die Bewertung 

nicht notwendigerweise auf Unternehmens-

zusammenschlüsse von Unternehmen unter 

gemeinsamer Führung anwendbar sind. 

Folgeänderung an IFRS 3 für vor dem 

Erstanwendungszeitpunkt von IFRS 17 

durchgeführte Unternehmenszusammen-

schlüsse, um Unternehmen die weitere 

Anwendung der Ausnahme des IFRS 3.17(b) zu 

ermöglichen und erworbene 

Versicherungsverträge auf Grundlage der 

Umstände bei Vertragsbeginn anstatt zum 

Erwerbszeitpunkt zu klassifizieren. 

 Die Signifikanz des Versicherungsrisikos kann sich 

im Laufe der Zeit verändern. Für Versicherungs-

verträge, die im Rahmen eines Unternehmens-

erwerbs übernommen wurden, muss der 

Erwerber nach der bisherigen Fassung von 

IFRS 3.15 im Erwerbszeitpunkt die Signifikanz des 

Versicherungsrisikos beurteilen und den Vertrag 

ggf. entsprechend als Versicherungsvertrag 

klassifizieren. Da IFRS 3 eine Ausnahme hiervon 

für Versicherungsverträge im Anwendungsbereich 

des IFRS 4 enthielt, kann diese Erleichterung die 

bestehende Klassifizierung als Versicherungs-

vertrag beizubehalten auch für Unternehmens-

zusammenschlüsse angewendet werden, die vor 

dem Erstanwendungszeitpunkt von IFRS 17 

stattgefunden haben. 
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Folgeänderungen am Anwendungsbereich der 

IFRS 7 Finanzinstrumente: Angaben, IFRS 9 

Finanzinstrumente und IAS 32 Finanzinstru-

mente: Darstellung, welche die Bezeichnung 

„Verträge im Anwendungsbereich des IFRS 17“ 

mit „Versicherungsverträge, wie sie in IFRS 17 

definiert sind, und Kapitalanlageverträge mit 

ermessensabhängiger Überschussbeteiligung im 

Anwendungsbereiche von IFRS 17“ ersetzt. 

 Die Änderungen sind notwendig um klarzustellen, 

dass gehaltene Versicherungsverträge nicht im 

Anwendungsbereich von IFRS 7, IFRS 9 und IAS 32 

sind. 

 
 

Folgeänderung an IFRS 9 zur Fair-Value-Option 
Die Änderungen an IFRS 17 enthalten neben Folgeänderungen anderer Standards 
unter anderem auch eine davon losgelöste Änderung an IFRS 9. Diese bezieht sich 
auf die Ausübung der Fair-Value-Option durch Unternehmen, die erstmalig IFRS 17 
anwenden und zuvor bereits IFRS 9 angewendet haben. Liegen die für eine Ausübung 
notwendigen Voraussetzungen für eine Designation einer finanziellen Verbindlichkeit 
infolge der erstmaligen Anwendung von IFRS 17 nicht länger vor, so muss die 
Designation zurückgenommen werden. Waren hingegen die notwendigen Voraus-
setzungen zuvor nicht erfüllt, liegen aber nach der erstmaligen Anwendung von 
IFRS 17 vor, so kann die Fair-Value-Option auf eine finanzielle Verbindlichkeit aus-
geübt werden. Dabei sind jeweils die Fakten und Umstände bei Übergang auf IFRS 17 
zu betrachten. Die Klassifizierung erfolgt retrospektiv, wobei eine Anpassung der 
Vergleichsperiode nicht verpflichtend ist. Im Jahr der erstmaligen Anwendung 
ergeben sich zusätzliche Angabepflichten. 

 

Übergangsbestimmungen und Erstanwendungszeitpunkt  
Die Änderungen an IFRS 17 sind für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Januar 
2023 beginnen, anzuwenden, wobei eine freiwillige vorzeitige Anwendung gestattet 
ist. Dies entspricht dem neuen Zeitpunkt des Inkrafttretens von IFRS 17. Die 
Änderungen werden grundsätzlich rückwirkend in Übereinstimmung mit IAS 8 
angewendet. 

Für Unternehmen, die ihren Abschluss in Einklang mit den IFRS aufstellen, wie sie in 
der EU anzuwenden sind, ist zuvor der Abschluss des Endorsement-Verfahrens 
abzuwarten. 
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